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Satzung zur 3. Änderung der Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Altwei-
delbach vom 09.07.2018 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Altweidelbach hat aufgrund des § 24 Gemeindeordnung 
für Rheinland-Pfalz (GemO) sowie der §§ 2 Abs. 3, 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 Satz 1 des Be-
stattungsgesetzes (BestG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

Artikel 1 
Änderung der Friedhofssatzung 

 
§ 6 (Ausführen gewerblicher Arbeiten), Absätze (2) – (4) erhalten folgende neue Fas-
sung: 
 
(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und 

persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. Die Zulassung kann befristet werden. 
Zugelassene Gewerbetreibende erhalten eine Berechtigungskarte. Diese ist einem Ver-
treter der Gemeinde vom Gewerbetreibenden oder seinen Mitarbeitern auf Verlangen 
vorzuzeigen. 
 

(3) Fachlich geeignet im Sinne des Abs. 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer 
Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedho-
fes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach der TA Grabmal der Deutschen 
Naturstein- Akademie e.V. (DENAK) die erforderlichen Fundamentabmessungen zu be-
rechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Befestigung der 
Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu 
montieren. Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen kön-
nen und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und 
zu dokumentieren. Personen, die unvollständige Anzeigen bzw. nicht korrekt dimensio-
nierte Abmessung von sicherheitsrelevanten Bauteilen bei der Anzeige benennen oder 
sich bei der Ausführung der Fundamentierung und der Befestigung der Grabmalteile 
nicht an die in der Anzeige genannten Daten halten, werden als unzuverlässig einge-
stuft. 

 
(4) Die Zulassung kann entzogen werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 und 

3 nicht mehr vorliegen und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger schriftlicher Mah-
nung gegen die Bestimmungen der Friedhofssatzung verstoßen. 

 
 
§ 16 (Rasengrabstätten) Absatz 3 erhält folgende neue Fassung: 
 
(3) Oberhalb der Grabstelle (außerhalb des neu verfüllten Grabbereichs) ist nach Rück-

sprache mit der Friedhofsverwaltung (Ortsgemeinde) eine Namenstafel mit den Maßen 
0,60 m x 0,40 m ebenerdig einzubringen. Grabeinfassungen sind nicht erlaubt. 

 
 
§ 19 (Standsicherheit der Grabmale) erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Jedes Grabmal muss seiner Größe entsprechend dauerhaft und standsicher gegründet 

werden. Die Fundamente sind nach den neuesten Bestimmungen und den anerkannten 
Regeln der Baukunst durch fachkundige Firmen zu setzen. Maßgeblich für die bei der 
Errichtung der Grabmale geltenden anerkannten Regeln der Baukunst ist die Techni-
sche Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) der Deutschen 
Naturstein- Akademie e.V. (DENAK) in der jeweils aktuellen Fassung. Für alle neu er-
richteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz oder sonstige Dienst-
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leistungserbringer (mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, Be-
rechnung und Ausführung) den Prüfablauf nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 
(2) Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtigte Person hat der Fried-

hofsverwaltung spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung und die Abnahmebescheinigung entsprechend den 
Anforderungen der TA Grabmal vorzulegen.  

 
(3) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und anderer 

Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die 
Friedhofsverwaltung der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Be-
seitigung oder Abänderung des Grabmals und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem 
Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf Kos-
ten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. 

 
 
§ 20 (Verkehrssicherungspflicht für Grabmale) erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem 

Zustand zu halten. Verantwortlich dafür ist der Nutzungsberechtigte, bei Reihen- und 
Urnenreihengrabstätten, wer den Antrag auf Zuteilung der Grabstätte (§ 13) gestellt hat. 

 
(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmales, einer sonstigen baulichen Anlage oder 

von Teilen davon gefährdet, ist der für die Unterhaltung Verantwortliche (Abs. 1) ver-
pflichtet, unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

 
(3) Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Ortsgemeinde 

nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Ortsgemein-
de dazu auf Kosten des Verantwortlichen berechtigt. Sie kann das Grabmal oder Teile 
davon entfernen. Kann aufgrund der akut drohenden Gefahr durch ein nicht standsiche-
res Grabmal eine schriftliche Aufforderung an den Verantwortlichen zur Wiederherstel-
lung der Standsicherheit unter Fristsetzung nicht abgewartet werden (Gefahr im Verzu-
ge), ist die Ortsgemeinde auf Kosten des Verantwortlichen berechtigt, die Gefahrenstelle 
abzusperren, das Grabmal provisorisch zu sichern oder umzulegen. Die Ortsgemeinde 
ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. § 21 Abs. 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder dessen Postanschrift nicht zu 
ermitteln, genügt als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweis-
schild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 
(4) Der Verantwortliche ist für Schäden verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen des 

Grabmales oder Abstürzen von Teilen desselben verursacht werden. Er und die in sei-
nem Auftrag handelnden Personen haften für jede durch die Errichtung von Grabmalen 
und baulichen Anlagen entstehenden Beschädigungen der Grab- und Friedhofsanlagen. 
 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Altweidelbach, den 09.07.2018 
 
Gez. Volker Berg 
Ortsbürgermeister 
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Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung (GemO): 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung (GemO) oder auf Grund der GemO zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt gemäß § 24 Abs. 6 Satz 2 GemO nicht, wenn 
 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-

gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder  
 
2. vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 GemO genannten Frist die Aufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Simmern/Hunsrück unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht, so kann 
auch nach Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 GemO genannten Frist jedermann diese Verlet-
zung geltend machen. 
 
Altweidelbach, den 09.07.2018 
 
Gez. Volker Berg 
Ortsbürgermeister 
 


